
und das gerichtliche Verfahren detailliert 
geregelt.

Das Recht auf Verteidigung bedeutet die 
Befugnis des Beschuldigten und Angeklag­
ten — beim jugendlichen Beschuldigten und 
Angeklagten auch seines gesetzlichen Ver­
treters —, des Verteidigers und gesellschaft­
lichen Verteidigers, alles Vorbringen zu kön­
nen, was die erhobene Beschuldigung oder 
Anklage ganz oder teilweise ausräumen 
oder die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
des Beschuldigten und Angeklagten min­
dern kann oder aus dem die Nichtbegrün­
detheit der Beschuldigung oder Anklage zu 
schließen ist.

Das Recht auf Verteidigung wird ins­
besondere gewährleistet durch die gesamte 
Ausgestaltung des Strafverfahrens, die den 
konsequenten Demokratismus und Huma­
nismus der sozialistischen Gesellschaftsord­
nung zum Ausdruck bringt. In allen Stadien 
des Strafverfahrens spiegelt sich wider, daß 
die Achtung des Menschen eine real ge­
sicherte Grundlage hat und keine leere 
Phrase ist. Die Stellung des Beschuldigten 
und Angeklagten im Strafverfahren (vgl.
4.3.1.) ist stets die eines Prozeßsubjektes, 
eines Trägers von Rechten und Pflichten. 
Diese Stellung des Beschuldigten und An­
geklagten streng zu beachten ist für die 
Untersuchungsorgane, den Staatsanwalt und 
das Gericht eine gesetzlich verbindlich fest­
gelegte Aufgabe.

Eine Voraussetzung für die Verwirk­
lichung des Rechts auf Verteidigung besteht 
im Recht des Beschuldigten und Angeklag­
ten, die Beschuldigung kennenzulernen und 
über die Beweismittel, vor allem die Zeu­
genaussagen, unterrichtet zu werden. Nur 
dann können alle Beschuldigten, und nicht 
nur diejenigen, die einen Verteidiger besit­
zen, sich sachgerecht verteidigen und das 
weitere Recht verwirklichen, Beweisanträge 
und andere Anträge zur Durchführung des 
Verfahrens im Interesse ihrer Verteidigung 
zu stellen. Solche Anträge, die noch vor Abr 
Schluß der Ermittlungen gestellt werden, 
helfen mit, das Ermittlungsergebnis zu ver­
vollständigen, unnötige Rückgaben der Sache 
an den Staatsanwalt und das Unter­
suchungsorgan zur Nachermittlung und da­
mit Verfahrens Verlängerung zu vermeiden.

Zum Recht auf Verteidigung gehört ne­

ben dem Recht des Beschuldigten und An­
geklagten, sich selbst zu verteidigen und 
sich in jeder Lage des Verfahrens eines Ver­
teidigers zu bedienen (zur Stellung und zu 
den Aufgaben des Verteidigers im Strafver­
fahren vgl. 4.3.2.), auch das Recht auf Ge­
brauch der Muttersprache und auf die 
kostenlose Bestellung eines Dolmetschers 
im Falle der Nichtbeherrschung der Ge­
richtssprache (§12 GVG; §83 StPO), Sor­
ben haben in den Heimatkreisen der sor­
bischen Bevölkerung das ausdrückliche 
Recht, vor Gericht sorbisch zu sprechen. 
Hierzu gehört weiterhin das Recht, Rechts­
mittel (Berufung und Beschwerde) gegen 
Maßnahmen und Entscheidungen der 
Rechtspflegeorgane einzulegen. Die Ge­
währleistung des Rechts auf Verteidigung 
trägt dazu bei, die Wahrheit im Strafverfah­
ren festzustellen und eine gerechte Entschei­
dung zu finden.

Das Recht auf Verteidigung läßt sich nur 
auf der Grundlage der sozialistischen Ge­
sellschaftsverhältnisse, der sozialistischen 
Beziehungen zwischen Individuum und Ge­
sellschaft theoretisch richtig erfassen.28 Es 
ist als Rechtsstellung des Beschuldigten und 
Angeklagten ausgestaltet, als rechtliche Be­
fugnis zur Verwirklichung der mit den ge­
samtgesellschaftlichen Erfordernissen über­
einstimmenden persönlichen Interessen des 
Beschuldigten und Angeklagten. Dieses 
Recht zu gewährleisten und real zu nutzen 
liegt im gesellschaftlichen Interesse und im 
Interesse des einzelnen. Die sozialistische 
Gesellschaft gewährleistet das Recht auf 
Verteidigung, weil sie an der Aufklärung 
aller Straftaten und der Überführung aller 
Schuldigen sowie daran interessiert ist, daß 
kein Unschuldiger strafrechtlich zur Verant­
wortung gezogen wird. Diese Ziele sind 
ohne die Gewährleistung des Rechts auf 
Verteidigung im Strafverfahren nicht zu er­
reichen. Wird dieses Recht verletzt, besteht 
die Gefahr von Fehlurteilen, wird die Ein­
heit von Rechtspflege und Bevölkerung und 
damit die gesellschaftliche Wirksamkeit der 
Strafrechtsprechung gefährdet.

28 Vgl. I. Dölling, „Zur Dialektik von Indivi­
duum und Gesellschaft", Deutsche Zeitschrift 
für Philosophie, 1978/8, S. 970.
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